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Studentenschaft der THD ^

Der RCDS verteilte an Dienstag ein Flugblatt mit der Überschrift 
"Regelstudienzeit" in dem er dem AStA die Verbreitung "unhalt­
barer Behauptungen über den HHG-Entwurf von Kultusminister Kroll- 
raann" vorwirft.
Erinnern wir uns: Im Dezember 1976 forderte der KuMi unter Bezug­
nahme auf das HRG, daß die Diplomprüfungsordnung der THD folgende 
Aussage im § 3 Prüfungsbestimmungen enthalten sollte: *
" Die Regelstudienzeit» d.h. die Studienzeit , in der in der Regel 
das Diplom erworben werden kann, beträgt 4 Jahre."
Damals haben wir durch massiven Widerstand (u.a. Warnstreik) er­
reicht, daß diese Vorwegnahme des HRG nicht durchgesetzt werdenk 
konnte. In diesem Zusammenhang ist es wichtig, die Bestimmungen 
des § 82 zu kennen, ebenso wie den gesamten Text des § 58, da auf 
ihn im § 82 bezug genommen wird.

§ 82
Prüfungsordnungen, Fristen

(1) Die bisher geltenden akademischen und staatliches»
, Prüfungsordnengen sowie die Studienordnungen blei­

ben in Kraft; § 59 Abs. 1 findet Anwendung. Die Prü- 
: f engsordn engen sind innerhalb von zwei Jahren nach 
i Inkrafttreten dieses Gesetzes den Vorschriften dieses 

Gesetzes anzupassen.
‘ (2) Innerhalb von sechs Monaten nach Inkrafttreten 

dieses Gesetzes sind in die Prüfungsordnungen Be­
stimmungen über die Fristen nach 9 58 aufzunehmen. 
Diese Bestimmungen sind nach ihrem Erlaß erstmals 
auf Studenten anzuwenden, die ihr Studium im Win­
tersemester 1978/79 begonnen haben, auf Studenten, 
die ihr Studium früher, aber nicht vor dem Sommer­
semester 1976 begonnen haben, nur dann, wenn bei 
Beginn des Studiums für ihren Studiengang eine den 
Anforderungen des 8 *4 entsprechende Studienordnung 
galt. Die Feststellung, ob eine Studienordnung den An­
forderungen des 8 44 entspricht, trifft nach Anhörung 
des Fachbereichs der Kultusminister oder die für den 
Erlaß der Prüfungsordnung zuständige Stelle.

§ 58
Prüfungsfristen

(1) Hochschulprüfungen können vor Ablauf der für die 
Meldung festgelegten Frist abgelegt werden, sofern die 
für die Zulassung zur Prüfung erforderlichen Leistun­
gen nachgewiesen sind.

Überschreitet ein Student die ln der Prüfungsord­
nung festgelegte Frist für die Meldung zu einer Vor-,

Zwischen- oder Abschlußprüfung, wird er von der 
v Hochschule auf gefordert sich zur Prüfung zu melden.
« Auf seinen Antrag ist ihm «Im . Nachfrist bi» «um 

nächsten Prüfungstermin* mindestens aber von sechs 
Monaten, einzur&umen. Eine Nachfrist Ms zu zwölf 
Monaten ist einzuräumen bei Krankheit, einschneiden­
den Veränderungen der Lebensverhältnisse, erheb­
licher zeitlicher Belastung durch Mitwirkung in Selbst- 
Verwaltungsorganen der Hochschule, der Studenten­
schaft oder des Studentenwerks oder bei Vorliegen an­
derer besonderer Gründe. Eine längere Nachfrist als 
zwölf Monate darf nur dann eingeräumt werden, wenn | 
der Student die Gründe für die Nachfrist nicht zu ver­
treten hat. Ein solcher Grand liegt auch vor, wenn das 

. für die Einhaltung der Fristen notwendige Lehrange­
bot nicht sichergestellt war. Eine Nachfrist kann unter 
der Bedingung gewährt werden, daß der Student an 
der Studienberatung teilnimmt. Über Anträge auf 
Fristverlängerung entscheidet der Leiter der Hoch­
schule, bei Gewährung einer Nachfrist von mehr als 
sechs Monaten im Benehmen mit der zur Abnahme der 
Prüfung zuständigen Stelle.
(3) Meldet sich ein Student nach der Aufforderung 
nicht zu* Vor-, Zwischen- oder Abschlußprüfung, ohne 
eine Nachfrist beantragt zu haben, oder hält er eine 
ihm gesetzte Nachfrist nicht ein, ist er zu exmatriku­
lieren.
(4) Ein nach Maßgabe der jeweiligen Prüfungsordnung 
bestehender Anspruch auf Zulassung zur Prüfung 
bleibt unberührt; die Benutzung von Hochschulein­
richtungen ist In dem für* die Abtegwg der Prüfung 
erforderlichen Umfang zu gestatten, wenn dies die 
Studienmöglichkeiten der immatrikulierten Studenten 
nicht beeinträchtigt.

Hier steht, daß die Prüfungsfristen verlängert werden können.
Für einen Studenten der sein Vordiploia nach 4 Semestern hat, be­
deutet dies, daß er insgesamt höchstens 9 Semester ohne Angabe 
von Gründen an der üni studieren kann. Oder er muß eine Prüfung 
bewußt erst nach dem 5 Semester ablegen, damit eine Grundlage für 
den Antrag auf Verlängerung der Prüfungsfrist besteht.Wenn man 
diese Tatsachen so betrachtet, ist es richtig zu sagen, daß nach 
dem jetzt vorliegenden Gesetzesentwurf jeder Student 8 bzw. 10 Se-



nester ohne Angabe von Gründen studieren kann.Dies kam aber nicht 
zustande , veil es dem XuMi gerade so in den Sinn kam, sondern auf­
grund der Tatsache, daß an, den Hochschulen Widerstandgegen die im 
HRG vorgesehenen Regelstudienzeiten geleistet wurde und geleistet 
wird. Es ist schllchtwea falsch zu behaupten, die Studiendauer nach 
dem neuen HHG betrage über 11 Semester, wie dies der RCDS in sei­
nem Flugblatt schreibt. Zum Beleg seiner Angriffe auf den AStA, be­
zieht sich der RCDS auf die Wub Nr. 13 vom Sep. 1977. Bei der Er­
stellung dieser Wub bezogen wir pns auf das HRG und die Hochschul­
gesetzesentwürfe z.B. von Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz, 
die damals Vorlagen. Wie auch dem RCDS bekannt sein dürfte, er­
schienen die hess. Hochschulgesetzesentwürfe erst Ende Oktober 77. 
Auch hierin wird der Angriff auf die Inhalte des Studiums fortge­
setzt. Die Regelstudienzeit wird auf 8 Semester festgelegt und stellt 
die Grundlage für die Erarbeitung von Studienordnungen dar (§45 
Abs. 2 HHG-Entwurf). Das Vorgeben eines Zeitrahmens und das Zurecht­
schneidern der Studieninhalte auf eine willkürlich festgelegte Zeit 
hat allerdings s et wohl eine (ntqualifizierung des Studiums zur 
Folge. Wer die Veröffentlichungen des AStA ganz liest, - dies 
wäre auch dem RCDS zu empfehlen - der weiß, daß dieser Tatbestand 
schon immer einer unserer Hauptkritikpunkte an d«r Regelstudien- M  
zeit ist. ^

Pis Ahlleht da« RCBS» eine Saat.Innung dnr St.uflaa,tfln fflr slnsnStreik zu verhindern, ist.klar. Dafür tritt der RCDS nicht nur an 
der TH eiflysondern er vertritt dies im gesamten Bundesgebiet.Ei­
ne Antwort der Studenten auf seine Vorstellungen wurden ihm be­
reits in der W  am 10.11.1977 gegeben, als nämlich sein Antrag, 
anstatt Urabstimmung lediglich Diskussionstage durchzuführen, nur 
ganz wenige Ja-Stimmen erhielt. Um sein Ziel nun doch noch zu er­
reichen, sind ihm auch solche Flugblätter recht, wie das vom 
15.11.77, in denen er Gesetzestexte nur unvollständig widergibt, 
Aussagen des AStA falsch bezieht, um sie unglaubwürdig zu machen.

Oder in denen er auffordert: "Stimmt gegen Streik und Ge­
walt". Das heißt doch wohl, wer für Streik stimmt, stimmt für Ge­
walt. Oder wie soll man das sonst lesen? Dies stellt aber eine 
böse Diffamierung all der Studenten dar, die bereit sind, für ihre 
Interessen aucnintTSwffluxteTaes Streiks einzutreten. Es hilft 
uns nämlich nicht, über die Hochschulgesetzesentwürfe nur zu dis­
kutieren und zu beteuern, daß wie keine Anpassung der Landeshoch­
schulgesetze an das hrg wollen iS£gäS22-2i£JEä5££2JÖS2££2L— i-2£l 
■ t a n d jd e u t l l o h jB a c l ^ .  D esh a lb7S e ^ e T T T g F T u c Jra n ^ S e F T JtS ^ ß ^ ^ ü n g .
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